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STANDPUNKT

Die Qual der Wahl zwischen großen
Zur Abstimmung im Bundestag über den

Liebe Leserinnen und Leser,

Bundestag und Bundesrat haben jeweils mit deu
lich mehr als einer Zweidrittelmehrheit die
zungsgesetze zum Europäischen Stabilitätsmech
nismus (ESM) und zum Fiskalpakt beschlossen.

Auch ich habe zugestimmt. Das ist mir nicht leicht
gefallen. Mit dem ESM übernimmt Deutschland
zusätzliche Haftungsrisiken in dre
stelliger Milliardenhöhe. Zusammen
mit den deutschen Anteilen an der
ESFS und den ausgezahlten bilatera-
len Hilfen für Griechenland beläuft
sich der deutsche Anteil an der f
nanziellen „Brandschutzmauer“
nunmehr auf ein Volumen von rund
310 Milliarden Euro.

Das ist eine gewaltige Summe. Als
Abgeordneter stelle ich mir die Fra-
ge, ob ein solches Risiko überhaupt
vertretbar sein kann.

Mit dem ESM sollen zahlungsunfä-
hige Mitgliedstaaten der Eurozone mit Krediten der
Gemeinschaft der Euro-Staaten unterstützt werden
– unter Einhaltung wirtschaftspolitischer Auflagen.
Der Fiskalpakt soll Ausgabendisziplin sicherstellen
und sieht hierfür eine von den nationalen Geset
gebern umzusetzende Schuldenbegrenzung in den
Vertragsstaaten vor, ähnlich der Schuldenbremse in
unserem Grundgesetz. So soll verhindert werden,
dass einzelne Staaten sich auf die Solidarität der
anderen verlassen, ohne selbst solide zu ha
ten.

Ergänzt werden ESM und Fiskalpakt nach den B
schlüssen des Europäischen Rates durch einen
„Pakt für Wachstum und Beschäftigung
wurden zentrale Forderungen des Gemeinsamen
Papieres aufgenommen, das SPD und Bündnis
90/Die Grünen in intensiven Verhandlungen mit der
Bundesregierung als Voraussetzung für unsere Z
stimmung zu den Umsetzungsgesetzen durchg
setzt hatten.

Damit können jetzt erstmals wichtige
impulse und eine Beteiligung des Finanzsektors an
den Kosten zu Überwindung der Kr
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Zweidrittelmehrheit für Euro-Rettungsschirm ESM und Fiskalpakt

SPD setzt zuvor bei Verhandlungen Finanztransaktionsteuer durch
Am 29. Juni wurden der Europäische Stabilitätsme-
chanismus (ESM), der die EFSF 2013 ablösen soll,
und der Fiskalpakt, der die Länder Europas auf
mehr Spardisziplin verpflichtet, im Bundestag de-
battiert. Beide Gesetzesvorhaben wurden mit einer
Zwei-Drittel-Mehrheit verabschiedet. Auch der
Bundesrat stimmte anschließend zu.

In der Bundestagsdebatte lieferten sich die Frakti-
onen einen intensiven Schlagabtausch. Nach der
Regierungserklärung von Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) sprach SPD-Parteichef Sigmar Gabriel als
Erster für die SPD-Fraktion. Gabriel stellte zunächst
klar, dass die SPD die Wachstumsbeschlüsse des
jüngsten EU-Gipfels ausdrücklich begrüße. „Wir
freuen uns, dass die Finanztransaktionssteuer end-
lich auf den Weg gebracht ist“, sagte Gabriel. Er
wies darauf hin, dass die Steuer ohne den Druck
von SPD und Grünen nicht möglich gewesen wäre.
Nun müssten sich endlich auch die Finanzmärkte an
dem Desaster beteiligen, das sie angerichtet hät-
ten.

Gabriel ging auch auf die im Raum stehenden Euro-
Bonds ein. Er teile die Sicht von Bundesfinanzminis-
ter Schäuble (CDU), der postuliert hatte, bevor Eu-
ro-Bonds eingeführt werden, müsse es erst eine
Fiskalunion samt Europäischem Finanzminister
geben. „Aber lassen wir doch diese Scheindebatte –
Euro-Bonds gibt es ja längst, sie heißen aber Mer-
kel-Bonds“, sagte Gabriel. Er spielte damit auf die
EZB an, die klamme Länder direkt unterstützt. „Da
haftet Deutschland mit, aber ohne eine Kontrolle,
was die Länder mit dem EZB-Geld eigentlich genau
machen“.

Keinerlei Wachstumsinitiativen von Merkel

In Richtung Merkel stellte Gabriel fest: „Seit dem
Sieg von Francois Hollande in Frankreich reden Sie
immer davon, dass Wachstum und Schuldenabbau
zusammengehören. Was haben Sie denn in den
letzten drei Jahren an Wachstumsinitiativen auf
den Weg gebracht?“ Keine einzige Initiative habe
sie auf den vergangenen 24 Gipfeln geschaffen. An

die Adresse des Unions-Fraktionsvorsitzenden Kau-
der (CDU) richtete Gabriel den Hinweis, dass Kau-
der vor einigen Monaten gesagt habe, in Europa
werde wieder Deutsch gesprochen. „Rekordschul-
den, Rekordarbeitslosigkeit, Minuswachstum, Ju-
gendarbeitslosigkeit – das ist rausgekommen, wenn
Deutschland spricht.“

Zur FDP bemerkte Gabriel, dass von dort ein paar
Mal das Wort Schuldensozialismus gekommen sei.
Doch den Schuldensozialismus, den betrieben die
Vorstandvorsitzenden der Banken, die fordern, dass
die Steuerzahler ihre Fehlspekulationen ausglei-
chen.

Es sei das dilettantische Regierungshandwerk Ange-
la Merkels, dass die Krise so eskaliert sei, weil sie
viel zu spät gehandelt habe, und vor allem, dass
sich nun die Verfassungsorgane in die Quere kä-
men. „Dafür sind Sie persönlich verantwortlich!“,
sagte der SPD-Chef.

Europa wichtiger als Profilierung

Gabriel bekräftigte, dass die SPD dem ESM und dem
Fiskalpakt mit großer Mehrheit zustimmen werde:
„Wir stimmen dieser Notoperation zu, weil wir
nicht wollen, dass die Finanzmärkte weitere Staa-
ten in den Abgrund ziehen. Europa ist uns wichtiger
als parteipolitische Profilierung.“ Es gehe nun da-
rum, zu retten, was zu retten ist. Gabriel: „Das ver-
stehen wir unter verantwortlichem, politischen
Handeln“.

Es sei schließlich so, dass Deutschland nun auch
einen Teil dessen zurückgebe, was es an Europa
schon verdient habe. Denn Deutschland sei keines-
wegs nur Nettozahler, sondern vor allem Nettoge-
winner in Europa. Er empfahl eine Volksabstim-
mung, etwa über die Verfassung. „Nur so lässt sich
verhindern, dass Europa zu einem Elitenprojekt
wird“, sagte Gabriel. „Allein gehen wir unter in Eu-
ropa. Dieses Europa ist ein Projekt der Menschen.
Wir sind bereit, für ein Europa der politischen und
sozialen Union einzutreten.“

Der Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM) – Zahlen und Fakten

Mit dem Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) soll die Rettungsarchitektur einen auf Dauer angeleg-
ten Schirm aller 17 Euro-Staaten erhalten. Sein Kreditvergabevolumen soll 500 Mrd. € betragen. Erstmals
stellen die teilnehmenden Staaten nicht nur Garantien zur Verfügung, sondern zahlen auch 80 Mrd. € Bar-
kapital ein. Der deutsche Anteil beträgt 27,1 % oder 21,7 Mrd. €. Die ersten zwei Tranchen von insgesamt
8,7 Mrd. € überweist der Bund noch 2012.

1. Der Europäische Stabilitätsmechanismus – ESM
– ist als internationale Finanzorganisation zur
dauerhaften Krisenverhütung und -
bekämpfung in der Eurozone konzipiert. Ur-
sprünglich sollte er ab Mitte 2013 den im Jahre
2010 geschaffenen zeitlich befristeten Euro-

Rettungsschirm EFSF ablösen. Angesichts der
zwischenzeitlichen Verschärfung der Krise im
Euroraum beschloss der Europäische Rat zum
Jahreswechsel 2011/12 ein Vorziehen des ESM
auf Mitte 2012. Die EFSF läuft zunächst parallel
dazu weiter.
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2. Der ESM ist mit einem Stammkapital von ins-
gesamt 700 Mrd. € ausgestattet. Anders als bei
der EFSF müssen die Mitglieder der Eurozone
bis Anfang 2014 einen Teilbetrag von insgesamt
80 Mrd. € bar einzahlen. Für die restlichen 620
Mrd. €, die so genannten „abrufbaren Anteile“,
sagen die Euro-Mitgliedstaaten die jederzeitige
Einzahlung auf Anforderung des ESM unwider-
ruflich zu. Die Anteile der einzelnen Euro-
Staaten an den Bareinlagen sowie der von ih-
nen aufzubringenden Garantiesumme richtet
sich nach den jeweiligen Anteilen am Kapital
der Europäischen Zentralbank. Der Anteil
Deutschlands beträgt gut 27,1 %.

3. Zur Gewährleistung des AAA-Ratings für den
ESM sind 200 Mrd. € des Stammkapitals als
„Übersicherung“ vorgesehen. Das maximale
Kreditvergabevolumen des ESM beträgt daher
500 Mrd. €. (Die EFSF hat zurzeit ein maximales
Vergabevolumen von 440 Mrd. €, von denen
knapp 200 Mrd. € bereits durch die Zusagen an
Griechenland, Portugal und Irland gebunden
sind.) Für die Zeit der Parallelexistenz von ESM
und EFSF ist zunächst eine maximale Kreditver-
gabekapazität von insgesamt 500 Mrd. € festge-
legt.

4. Im Bedarfsfalle kann der ESM – wie bereits die
reformierte EFSF – krisenbedrohten Euro-
Staaten Hilfen in fünf Formen gewähren: Durch
vorsorgliche Kreditlinien, durch Mittel zur
Bankenrekapitalisierung, durch Darlehen sowie
durch Anleihekäufe auf dem Primär- oder dem
Sekundärmarkt. Über Umfang und Form von

Hilfen an ein Mitglied wird nur auf dessen An-
trag hin entschieden. Sie werden nur gegen
„strenge, dem gewählten Instrument angemes-
sene“ Auflagen gewährt. Ein makroökonomi-
sches Anpassungsprogramm kann, muss aber
nicht Teil der Auflagen sein.

5. Beschlüsse über Hilfeleistungen und Manda-
tierungen der EU-Kommission zur Aushandlung
der entsprechenden Auflagen sowie Beschlüsse
zur Veränderung der finanziellen Ausstattung
des ESM und des Ausleihevolumens werden im
so genannten „Gouverneursrat“ – bestehend
aus den Finanzministern der Eurogruppe –
grundsätzlich einvernehmlich gefasst (Enthal-
tungen stehen einer Beschlussfassung nicht
entgegen). Im Rahmen seiner haushaltspoliti-
schen Gesamtverantwortung bleibt das Plenum
des Deutschen Bundestages für alle Grund-
satzentscheidungen über die Gewährung von
Hilfen verantwortlich (Ausnahmen: Eilbedürf-
tigkeit, besonderes Verfahren bei Hilfen durch
Anleihekäufe). Seine Entscheidung bindet den
deutschen Vertreter im Gouverneursrat.

6. Künftige ESM-Darlehen erhalten, ebenso wie
die Beistandsdarlehen des IWF (allerdings nach-
rangig zu diesen), einen bevorzugten Status. Sie
müssen vom Schuldner vor allen sonstigen Ver-
bindlichkeiten bedient werden. Zudem müssen
ab Anfang 2013 alle in der Eurozone emittierten
Staatsanleihen sogenannte „collective action
clauses (CACs) enthalten, die gegebenenfalls ei-
nen Schuldenschnitt zu Lasten der Inhaber
leichter durchsetzbar machen würden.

Die Bareinzahlung erfolgt in fünf Tranchen bis Anfang
2014. Von den 80 Milliarden Euro zahlt Deutschland ei-

nen Anteil in Höhe von 21,7 Mrd Euro
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Wachstumspaket für Europa

Spekulanten an den Kosten beteiligen

Die SPD sorgt für mehr Wachstum und Beschäfti-
gung in Europa. Das hat sie in den Verhandlungen
mit der Bundesregierung zum Fiskalpakt gemein-
sam mit den Grünen durchgesetzt (siehe hierzu
unten das Papier „Pakt für nachhaltiges Wachstum
und Beschäftigung“). Außerdem sollen Spekulan-
ten an den Folgen der Krise beteiligt und das Eu-
ropäische Parlament gestärkt werden. Die wesent-
lichen Punkte sind:

 Investitionen für mehr Wachstum und Be-
schäftigung

Geld aus EU-Fonds, das noch nicht abgerufen
wurde, soll gezielt in wachstums- und
beschäftigungsförderne Projekte investiert
werden. Dies soll verstärkt auch für die kom-
menden EU-Haushalte gelten. Das Stammka-
pital der Europäischen Investitionsbank wird
um 10 Milliarden Euro erhöht. Mit Hilfe euro-
päischer Projektanleihen, deren Volumen auf
18 Milliarden Euro erhöht wird, sollen vor al-
lem innovative Projekte gefördert werden –
zum Beispiel bei Erneuerbaren Energien sowie
moderne Energie-, Verkehrs- und Informati-
onsnetze.

 Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen

Allen Jugendlichen in der EU soll künftig in-
nerhalb von vier Monaten nach dem Verlas-
sen der Schule oder nach Beginn von Arbeits-
losigkeit ein Angebot gemacht werden: eine
qualitativ hochwertige Arbeitsstelle, eine
Ausbildungsplatz, eine weiterführende Aus-
bildung oder ein Praktikumsplatz. Die soll aus
Mitteln des ESF (Europäischer Sozialfonds) fi-
nanziert werden. Die Mittel für wichtige
Wachstums- und Beschäftigungsfonds, zum
Beispiel der ESF, sollen in voller Höhe erhal-
ten bleiben.

 Befristete Lohnzuschüsse

Unternehmen sollen befristete Lohn- bezie-
hungsweise Einstellungszuschüsse erhalten.
Ebenso soll die europaweite Arbeits- bezie-
hungsweise Ausbildungsplatzvermittlung ge-
stärkt werden. Auch das soll aus dem ESF fi-
nanziert werden.

 Finanzspekulanten gerecht besteuern

Möglichst bis Ende 2012 soll eine europawei-
te Finanztransaktionsteuer umgesetzt wer-
den. Die Bundesregierung hat sich zu einem
klaren Zeitplan verpflichtet. Die Steuer soll
möglichst alle Finanzinstrumente umfassen –
von Aktien über Anleihen bis zu Devisenge-
schäften. Das bringt jährlich zweistellige Milli-
ardenerträge für Wachstum und Beschäfti-
gung.

Die Erfahrung zeigt: Sparen allein führt immer
tiefer in die Krise. Europa braucht mehr Wachstum
und Beschäftigung – ohne neue Schulden.

"Das war hart, aber notwendig" - mit diesen Wor-
ten beschrieb Frank-Walter Steinmeier die Ver-
handlungen der Opposition mit der Bundesregie-
rung über den Fiskalpakt. Acht Wochen sei teils
dramatisch verhandelt worden, so Steinmeier.
Allerdings: "Das war kein Basar, sondern ein not-
wendiger Streit um die Philosophie der Krisenbe-
wältigung", sagte Steinmeier. Die SPD habe sehr
viel erreicht, von der Verwendung nicht abgerufe-
ner EU-Strukturfondsmittel, der Stärkung der Eu-
ropäischen Investitionsbank über Projektanleihen
bis zur neuen Finanztransaktionssteuer. Damit,
erklärte der Fraktionsvorsitzende, werde nicht
zuletzt eine finanzielle Ressource geschaffen, um
Wachstumsimpulse zu setzen, damit werde vor
allem ein "Makel der Ungerechtigkeit" beseitigt.
Denn nun könnten endlich auch diejenigen an den
Kosten beteiligt werden, die die Krise
mitverursacht hätten. "Das war unsere Initiative."

Pakt für nachhaltiges Wachstum und Beschäftigung
Gemeinsames Papier der Bundesregierung und der Fraktionen im Deutschen Bundestag

Konsolidierung und Wachstum gehören zusammen.
Solide öffentliche Finanzen sind eine notwendige
Grundlage für nachhaltiges Wachstum. Staatliche
Aufgaben sollen aus Einnahmen, nicht auf Pump
finanziert werden. So verstandene Haushaltskonso-
lidierung ist unverzichtbar, um zu langfristig tragfä-
higen Haushalten zurückzukehren. Eine wirtschaft-
liche Erholung erfordert nicht nur eine solide Haus-
haltspolitik der Eurostaaten. Eine Stärkung von
Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-
gung muss höhere Investitionen ebenso beinhalten
wie notwendige Strukturreformen. Wenn Konsoli-
dierung durch nachhaltiges Wachstum gestützt

wird, kann Europa die Schuldenkrise überwinden.
Wir brauchen einen Pakt für nachhaltiges Wachs-
tum und Beschäftigung.

Ein wesentliches Element der Wachstums- und
Konsolidierungsstrategie ist die angemessene Be-
teiligung des Finanzsektors. Denn die aktuelle
Staatsschuldenkrise ist auch Folge einer Finanz- und
Bankenkrise, die viele Staaten zu milliardenschwe-
ren Maßnahmen zur Stabilisierung der Finanzmärk-
te gezwungen hat.

Auf dieser Grundlage sind in den Gesprächen zwi-
schen der Bundesregierung und den Bundestags-
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fraktionen folgende Ergebnisse erzielt worden, die
im Bundeskabinett am 27.06.2012 beschlossen
werden:

Besteuerung von Finanzmärkten

Wir wollen eine Finanzmarkttransaktionssteuer
einführen.

Die Besteuerung von Finanzmärkten leistet einen
wichtigen Beitrag, um die Kosten der Finanzkrise zu
bewältigen und den Finanzsektor an den Kosten der
Bewältigung zu beteiligen. Damit wird zugleich die
Haushaltskonsolidierung vorangebracht und die
Möglichkeit von Wachstumsimpulsen verstärkt.

Eine solche Besteuerung sollte möglichst alle Fi-
nanzinstrumente umfassen, insbesondere Aktien,
Anleihen, Investmentanteile, Divisentransaktionen
sowie Derivatekontrakte und mit einer breiten Be-
messungsgrundlage bei einem niedrigen Steuersatz
verwirklicht werden.1 Hierdurch wird die Belastung
der einzelnen Finanztransaktionen gering gehalten.

Durch die Ausgestaltung der Steuer wollen wir
Ausweichreaktionen vermeiden.2 Dabei gilt es, die
Auswirkung der Steuer auf Instrumente der Alters-
versorgung, auf die Kleinanleger sowie die Real-
wirtschaft zu bewerten und negative Folgen zu
vermeiden sowie zugleich unerwünschte Formen
von Finanzgeschäften zurückzudrängen.

Zeitplan

In der EU liegt der Richtlinienvorschlag der Kom-
mission vom 28. September 2011 zur Einführung
einer EU-weiten Finanztransaktionssteuer vor. Die
Bundesregierung hat diesen Vorschlag unterstützt
und wäre dazu auch weiterhin bereit. Da die Zu-
stimmung aller 27 Mitgliedstaaten aber nicht er-
reichbar ist, wird sich die Bundesregierung gemein-
sam mit anderen Mitgliedstaaten auf dem Europäi-
schen Rat am 28./29. Juni 2012 für den Weg der
verstärkten Zusammenarbeit3 einsetzen. Sie wird
unverzüglich einen Antrag auf Einführung einer
Finanztransaktionssteuer im Wege der Verstärkten
Zusammenarbeit stellen und die Kommission im
weiteren Verfahren nach Kräften unterstützen. Die
Bundesregierung erwartet, dass die Kommission
diesem Vorhaben höchste Priorität einräumt und
ihrerseits umgehend alle Schritte einleitet, damit

1
Steuersatz nach dem Richtlinienvorschlag der Kommis-

sion: 0,1 %/ 0,01 % je Transaktionsteilnehmer.
2

Hierbei werden alle vorgeschlagenen und diskutierten
Instrumente (so z.B. im Änderungsantrag-trag 19 (zu
Artikel 3 b neu) im Econ-Beschluss vom 03.05.2012) ge-
prüft.
3

Bei der Verstärkten Zusammenarbeit müssen mindes-
tens neun Mitgliedstaaten aktiv mitmachen. Wenn die
Europäische Kommission auf einen entsprechenden An-
trag hin einen Vorschlag zur Verstärkten Zusammenar-
beit unterbreitet, ist ein Beschluss des Rates mit qualifi-
zierter Mehrheit erforderlich.

das europäische Gesetzgebungsverfahren möglichst
bis Ende des Jahres 2012 abgeschlossen werden
kann. Die nationale Umsetzung erfolgt dann unver-
züglich. Sollte es nicht zu einer Verstärkten Zusam-
menarbeit kommen, wird sich die Bundesregierung
dafür einsetzen, eine Besteuerung in möglichst
vielen Mitgliedsstaaten im Rahmen der zwischen-
staatlichen Zusammenarbeit zu erreichen.

Investitionen für nachhaltiges Wachstum und Be-
schäftigung

- Neuausrichtung des EU-Haushalts auf Wachs-
tumsinvestitionen:

Noch nicht abgerufene Mittel aus den Struktur-
fonds der laufenden Finanzperiode sind rasch und
gezielt für wachstums- und beschäftigungsfördern-
de Investitionen zu verwenden.

Bei den Haushaltsverhandlungen über den neuen
EU-Finanzrahmen muss ein grundlegender Wandel
erreicht werden – zugunsten von Beschäftigung,
Wachstum, Innovation, Technologie, Ausbildung
und Forschung. Es muss sichergestellt werden, dass
die Haushaltsmittel der Europäischen Union zielge-
nauer als bisher für Wachstumsimpulse, die Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit und Investitionen
verwendet werden („better spending“). Die Bun-
desregierung wird sich in den Verhandlungen über
den Mittelfristigen Finanzrahmen 2014 – 2020 da-
für einsetzen, dass der EU-Haushalt auf wachstums-
und beschäftigungsfördernde Investitionen ausge-
richtet wird. Das heißt, dass es nicht zu Kürzungen
zu Lasten von Investitionen in den Struktur- und
Kohäsionsfonds sowie im Europäischen Sozialfonds
kommen soll.

- Aufstockung EIB-Kapital:

Die Bundesregierung hält die Aufstockung des ein-
gezahlten Eigenkapitals der EIB um 10 Mrd. € für
notwendig. Sie wird sich beim Europäischen Rat am
28.06.2012 dafür einsetzen, dass alle Mitgliedstaa-
ten ihrer Verantwortung gerecht werden und an
der Kapitalerhöhung teilnehmen. Die Europäische
Kommission schätzt, dass die EIB als Folge der Kapi-
talerhöhung in den kommenden vier Jahren jeweils
15 Mrd. € zusätzliche Kredite gewähren kann. Mit
diesen 60 Mrd. € können Investitionen in Höhe von
180 Mrd. € finanziert werden (KOM-Angaben).

- Projektanleihen:

Das Europäische Parlament und der Rat haben sich
am 22. Mai 2012 sowohl über das Volumen als auch
über die Förderzwecke und die Verfahren für die
Pilotphase zur Europa 2020 Projektanleihen-
initiative geeinigt. Die Europäische Kommission
erwartet, dass dies zu Investitionen von bis zu 4,6
Mrd. € führen kann. Die Bundesregierung setzt sich
dafür ein, diese Pilotphase möglichst rasch in Gang
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zu setzen und eine Aufstockung über die vorgese-
henen 230 Mio. € hinaus auf möglichst 1 Mrd. € bis
Ende 2013 anzustreben, soweit die Europäische
Kommission förderungswürdige Projekte identifi-
ziert. Mit einer Absicherung von Projektanleihen in
Höhe von 1 Mrd. € aus dem EU-Budget könnten
Investitionen von bis zu 18 Mrd. € mobilisiert wer-
den. Die Pilotphase soll zeitnah evaluiert werden.
Falls die Evaluierung der Pilotphase positiv ausfällt,
wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, das
Volumen von Projektanleihen in der kommenden
Finanzperiode weiter auszubauen.

- Energiemärkte/Netzausbau:

Die Bundesregierung sieht die im entsprechenden
Verordnungsvorschlag der Europäischen Kommissi-
on zur Connecting Europe Facility enthaltenen Vor-
schläge als wichtige Anliegen an. Sie wird sich im
Rahmen ihres Gesamtkonzepts für den Mittelfristi-
gen Finanzrahmen 2014-2020 dafür einsetzen, dass
die Mittel der CEF überwiegend für Netzinfrastruk-
turen (Energienetze, Bahninfrastruktur, Breitband)
genutzt werden.

Sofortprogramm gegen Jugendarbeitslosigkeit

- Jugendgarantien:

Das Recht von Jugendlichen auf Ausbildung und
Arbeit ist zu stärken. Die Bundesregierung unter-
stützt die Initiative der EU-Kommission zur Einfüh-
rung einer Jugendgarantie in den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union. Sie wird deshalb beim
Europäischen Rat am 28.06.2012 darauf drängen,
dass sich die Mitgliedstaaten verbindlich verpflich-
ten, den Jugendlichen innerhalb von vier Monaten
nach dem Verlassen der Schule oder nach Eintritt in
die Arbeitslosigkeit eine qualitativ hochwertige
Arbeitsstelle bzw. eine weiterführende Ausbildung,
einen Ausbildungsplatz oder eine Praktikantenstelle
anzubieten. Zur Umsetzung der Jugendgarantien
sollen den Mitgliedstaaten zusätzliche Mittel aus
dem Europäischen Sozialfonds (ESF) angeboten
werden.

- Lohnzuschüsse:

Die Bundesregierung wird sich beim Europäischen
Rat am 28.06.2012 dafür einsetzen, dass befristete
Einstellungszuschüsse für Unternehmen aus dem
ESF finanziert werden können. Durch zeitlich befris-
tete Lohnzuschüsse sollen Anreize für Unterneh-
men in den Mitgliedstaaten mit besonders hoher
Jugendarbeitslosigkeit gesetzt werden, Jugendliche
auszubilden oder neu einzustellen.

- Netzwerk zur europaweiten Arbeitsvermittelung
(EURES):

Die Bundesregierung wird sich beim Europäischen
Rat am 28.06.2012 dafür einsetzen, dass das bisher
als Pilotprojekt existierende Programm „Dein erster
EURES-Arbeitsplatz" auf die Ausbildungsvermittlung
erweitert und finanziell aufgestockt wird. Ziel ist es,
die europaweite Mobilität der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer zu verbessern, auch durch För-
derung der Fremdsprachenkompetenzen. Außer-
dem wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen,
dass das Programm ab der neuen Förderperiode
durch nationale, ESF-geförderte Projekte flankiert
wird.

Finanzstabilität

Die Bundesregierung wird sich auf dem Europäi-
schen Rat am 28./29.06.2012 dafür einsetzen, dass
die Europäische Kommission bzw. das Quartett aus
Kommissionspräsident Barroso, Ratspräsident van
Rompoy, dem Vorsitzenden der Eurogruppe Junc-
ker und dem EZB-Präsidenten Draghi weitergehen-
de Lösungen für das Problem der Finanzstabilität
entwickelt.

Sie wird sich dafür einsetzen, dass das Europäische
Parlament in angemessener Form an diesen Bera-
tungen beteiligt wird.

Die Krise in der Eurozone hat deutlich gemacht,
dass die Stabilität der Finanz- und Währungsunion
eine verstärkte Integration der Wirtschaft- und
Finanzpolitik erfordert. Das wird zu einer Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit in allen Mitglied-
staaten der Eurozone führen. Eine stärkere Kohä-
renz der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit hat
auch eine Reduzierung der Zinsdifferenzen zur Fol-
ge.

Die Bundesregierung strebt an, die wechselseitige
finanzielle Abhängigkeit zwischen Bankensektoren
und Staatsfinanzen einzelner MS zu verringern. Eine
stärker integrierte Finanzaufsicht in Europa ist an-
zustreben. Die Bundesregierung drängt darauf die
Verhandlungen zur Harmonisierung der nationalen
Einlagesicherung und Bankenrestrukturierung zu
beschleunigen.

Die Bundesregierung setzt sich für weitere Schritte
der Finanzmarktregulierung, unter anderem der
Reduzierung der Systemrelevanz großer Finanz-
marktakteure und die Regulierung der Schatten-
banken ein.
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Gastbeitrag

Warum ich den Umsetzungsgesetzen zum ESM und zum Fiskalpakt zustimme

Von Lothar Binding, MdB

Finanzpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion

Was wir genau wissen: seit einigen Jahren haben wir
dramatische Krisen in Europa, aber die bisherigen Maß-
nahmen der Bundesregierung, die bisherigen Verhand-
lungen, ob bilateral zwischen Merkel und Sarkozy, oder
auf EU Gipfeln und in Räten, waren nicht ausreichend,
oft kontraproduktiv, kamen zu spät, waren zu schwach
und diplomatisch schlecht vorbereitet. Viele Maßnah-
men hätten Teil einer komplexen Lösung sein können,
deshalb haben wir auch zugestimmt, leider sind die Lö-
sungsansätze der Kanzlerin im Unterkomplexen stecken
geblieben.

Im Ergebnis geraten die Menschen
vieler Länder unter extremen Druck.
Die Gewinne Weniger steigen noch
immer, Arbeitslosigkeit, insbesondere
Jugendarbeitslosigkeit, und Armut Vie-
ler nehmen zu. Verantwortungsloser
Umgang mit hohen Risiken im Privaten
– Banken, Schattenbanken, Fonds,
„Akteure“ im Finanzmarkt – hilft im
Einzelfall, Einzelne zu bereichern. Zu oft
müssen aber die exorbitanten Verluste
von Steuerzahlern übernommen wer-
den.

Mit dieser Erfahrung können wir, die SPD-Fraktion weder
dem nackten Fiskalpakt noch dem nackten ESM zustim-
men. Wieder hat die Regierung Merkel vergessen, dass
Sparen allein in der Krise kein Lösungsansatz sein kann.
Nicht einmal zur Senkung der staatlichen Neuverschul-
dung. Wenn die Arbeitslosigkeit steigt und das Wirt-
schaftswachstum schwächelt, muss Sparen allein in die
Rezession führen. Und in Deutschland? Hätten wir nach
der Pleite von Lehman Brothers Inc. so agiert, wie die
Kanzlerin nach der Griechenland-Pleite – Arbeitslosigkeit
und Wachstum wären auch hier ein riesiges Problem.
Aber in Deutschland haben wir nicht in die Rezession
gespart, sondern mit dicken Konjunkturprogrammen,
der Abwrackprämie und der richtig teuren Kurzarbeiter-
regelung über die Krise geholfen. In diesen Erfolgen –
und wer sich erinnert, denkt an Steinbrück, Steinmeier
und Olaf Scholz – sonnt sich heute die Kanzlerin.

Wer bei Haushaltssanierung nur an die Ausgabenseite
denkt, ist Teil des Problems. Zur Lösung gehört auch die
Einnahmeseite. Natürlich sollen jene, denen es vor, wäh-
rend und in den Krisen, womöglich noch durch die Kri-
sen, besonders gut gegangen ist, sich auch deren Be-
kämpfung beteiligen. Ich denke an gerechte Steuern,
aber noch viel mehr an die Beteiligung derjenigen, die
durch ihre Spekulation mit dem Geld anderer Menschen,
die Krise ausgelöst und ihre Verschärfung zu verantwor-
ten haben. Die Bundesregierung hat es immer noch nicht
geschafft, eigentlich auch nicht ernsthaft versucht, diese
verschiedenen losen Regulierungsstränge in die Hand zu
nehmen und zu einer integrierten Strategie zur Über-

windung der europäischen Schulden- und Finanzkrisen
zu verknüpfen. Wir brauchen aber eine Gesamtperspek-
tive für den Finanzmarkt mit unterschiedlichen Werk-
zeugen, die zur gleichen Zeit an unterschiedlichen Stellen
ansetzen und zusammenwirken.

Wer in einem virtuellen Spekulationsmarkt mit über 700
Billionen US-$ Risiken eingeht, der darf nicht erwarten,
dass jene Menschen, die reale Werte schaffen (weltweit
ca. 70 Billionen US-$) und Steuern bezahlen für die Fehl-
spekulationen im „Invest“mentbanking aufkommen. Das

oberste Gebot ist es Risiko und Haftung,
Entscheidung und Verantwortung wie-
der zu verknüpfen. Wie schwer sich
CDU/CSU und FDP damit tun – ob es um
Bankenabgabe oder Finanztransakti-
onssteuer geht, ob um Wachstumsim-
pulse für Europa oder ein Programm
gegen Jugendarbeitslosigkeit – immer
war es ein langer Kampf, die Regierung
und die Regierungskoalition von sol-
chen Maßnahmen zu überzeugen. Im
Regelfall war es ein sicheres Zeichen,
dass die Vorschläge der SPD-Fraktion zu

Regulierung der Märkte etc. zunächst abgelehnt wurden,
um sie dann doch zu akzeptieren. Mit dieser Regel kön-
nen wir getrost darauf warten, bis Kanzlerin Merkel und
im Gefolge auch die CDU/CSU/FDP-Regierungskoalition
den vom Sachverständigenrat empfohlenen Altschulden-
tilgungsfonds, Eurobonds und ein Trennbankensystem
akzeptieren werden. Schade nur, dass solche Zick-Zack-
Manöver den Weg zur Krisenbewältigung verlängern,
komplizierter machen und auch teurer.

Auch mit Blick auf diese Erfahrungen, dürften wir weder
Fiskalpakt noch dem ESM zustimmen. Aber dürfen wir
wirklich das Schicksal Europas von einer Kanzlerin auf
Zick-Zack-Kurs im Unterkomplexen abhängig machen?

Ein Wort zum Fiskalpakt:

Für den Fiskalpackt habe ich eine schöne Beschreibung
gelesen: Das Haus brennt lichterloh, es sollte eilig ge-
löscht werden – stattdessen nimmt man sich mit dem
Fiskalpakt vor, künftig nicht mehr mit dem Feuer zu
spielen. In einigen Bürgerbriefen wird die Sorge geäu-
ßert, mit dem Fiskalpakt, also der Schuldenbremse in
Europa, könnten die Zwangskräfte zum Sparen so groß
werden, dass die sozialen Sicherungssysteme unter
Druck geraten, Armut und Altersarmut in hoch verschul-
deten Ländern zunehmen könnten. Deshalb wird emp-
fohlen, den Fiskalpakt abzulehnen. Das ist zu verstehen
und die Gefahr ist m.E. nicht zu leugnen. Eine überbor-
dende Staatsverschuldung jedoch kann und hat im Re-
gelfall ähnliche Effekte, und wie wir in Griechenland
gesehen haben, gibt es einen Punkt der Staatsverschul-
dung, der das Gesamtsystem über Nacht in die Insolvenz
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treiben kann. Ob mit oder ohne Fiskalpakt (Schulden-
bremse hinsichtlich der strukturellen Verschuldung),
eine solche Entwicklung muss vermieden werden.

Dabei führt uns die reine Betrachtung der Staatsver-
schuldung an den Ursachen der Krisen vorbei. Peer
Steinbrück formuliert: „In diesem Zusammenhang gilt es
darauf hinzuweisen, dass keinesfalls nur Staaten mit
hoher Verschuldung Probleme mit der Refinanzierung
ihres Staatshaushaltes haben. Bis zur Finanzkrise hatten
Spanien (2008: 40,2 %) und Irland (2008: 44,2 %) deut-
lich geringere Schuldenquoten als Deutschland (2008:
66,7%). Die notwendigen Rettungsmaßnahmen im Zuge
der Bankenkrise und die Bewältigung der Konjunkturein-
brüche im Anschluss daran tragen einen erheblichen
Anteil an den Refinanzierungsproblemen in einigen EU-
Staaten. Die Schuld für die aktuelle Krise einseitig den
nationalen Regierungen anzuheften, geht also fehl.“

Insgesamt ist es also fallweise viel wichtiger, sich um die
Regulierung der Banken und des Finanzplatzes zu küm-
mern und darum die „reine“ Spekulation ohne Beitrag
zur volkswirtschaftlichen Wertschöpfung einzudämmen.

Exkurs:

Für mich ist es eine wichtige Frage, wie das „struktu-
relle Defizit“ berechnet wird und wann welche Kon-
sequenzen aus den Feststellungen der EU-
Kommission gezogen werden. Wenn die Folgen aus
dem strukturellen Finanzierungssaldo des Staats-
haushalts im europäischen Haushaltsüberwachungs-
verfahren zu prozyklischen Maßnahmen führen, wäre
das fatal.

4
Deshalb ist es wichtig, dass Konsequenzen

bzw. Sanktionen bei besonderen Ereignissen (Ein-
maleffekte) nicht greifen. Dabei ist der strukturellen
Finanzierungssaldo des Staatshaushalts im europäi-
schen Haushaltsüberwachungsverfahren der gesamt-
staatliche Finanzierungssaldo – bereinigt um
Konjuktur- und Einmaleffekte. Man könnte sagen, die

4
Was ist eigentlich mit Haushaltssanierung gemeint?

Viele sprechen in diesem Zusammenhang von “Schulden-
abbau“ und denken an die zwei Billionen Euro Schulden
des Staates. Vielleicht zu Ihrer Überraschung: die zwei
Billionen Euro Schulden will ich nicht tilgen. Würde ich
vielleicht gerne – aber das wäre ein unerreichbares Ziel.
Wollte ich drei Milliarden Euro Zinsen sparen, müste ich
100 Milliarden Euro Schulden abbauen – bei einem Steu-
eraufkommen von 250 Milliarden und der bekannten
Haushaltsstruktur ist das ausgeschlossen. Deshalb ver-
stehe ich unter Haushaltssanierung eine strukturelle
Absicherung, die jährlichen Ausgaben kleiner oder gleich
den jährlichen Einnahmen zu halten. Das bedeutet zu-
nächst den Abbau der Neuverschuldung und anschlie-
ßend die Sicherung eines ausgeglichenen Haushalts.
Damit würden die Altschulden konstant bleiben und auch
bei kleinen Wachstumsraten der jährlichen Wirtschafts-
leistung nach und nach kleiner werden, wenn man diesen
Schuldenberg ins Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt
(BIP) und zum Bundeshaushalt setzt. Das Ergebnis dieses
Schrumpfungsprozesses wird häufig als künftige Margi-
nalisierung bezeichet. Diesem Ziel dient auch die Schul-
denbremse, die das strukturelle jährliche Defizit im Bun-
deshaushalt und den Haushalten der Länder begrenzt.

strukturellen Defizite in der Maastrichtabgrenzung
beziehen sich auf die Kurve des volkswirtschaftlichen
Trendwachstums und nicht auf die Phase der aktuel-
len Konjunkturlage.

Das BMF erläutert im Haushaltsauschuss vom 27. Juni
2012: „ Die Bereinigung um Konjunktureffekte erfolgt
mittels der von der Europäischen Kommission ange-
wendeten Methode, wonach sich die konjunkturell
bedingte Finanzierungssaldo als Produkt aus Budget-
elastizität und Produktionslücke ergibt. Die gesamt-
staatliche Budgetelastizität gibt die
Konjukturreagibilität des Staatshaushalts an; sie wur-
de empirisch als Durchschnittswert der Vergangen-
heit ermittelt. Die Schätzung der Produktionslücke
wird zu jeder gesamtwirtschaftlichen Vorausschät-
zung der Bundesregierung auf Basis des Produktions-
funktionsansatzes der Europäischen Kommission ak-
tualisiert.

Als Einmaleffekte bezeichnet man temporäre fiskali-
sche Effekte, die keinen nachhaltigen Einfluss auf die
Situation der öffentlichen Haushalte haben. Als Bei-
spiele hierfür nennt der Verhaltenskodex zum Euro-
päischen Stabilitäts- und Wachstumspakt den Verlauf
nichtfinanzieller Forderungen, Erlöse aus der Verstei-
gerung öffentlicher Lizenzen, kurzfristige Kosten auf-
grund von Naturkatastrophen, Steuer-Amnestien
oder Einnahmen aus der Übertragung von Pensions-
verpflichtungen.“

In seinen grundsätzlichen Wirkungen entspricht der
Fiskalpakt der Schuldenbremse, wie sie in der deutschen
Verfassung verankert ist.

Ärgerlich, weil nichts anderes als eine primitive taktische
Variante der Kanzlerin ihre eigene Regierungskoalition in
Schach zu halten und jene in der CDU/CSU und FDP „ein-
zubinden“, die den Fiskalpakt aus allgemeiner Europa-
skepsis ablehnen wollen, ist die Forderung, den Fiskal-
pakt mit einer 2/3 Mehrheit zu ratifizieren. In den Anhö-
rungen des Bundestages wurde deutlich, dass der Fiskal-
pakt als „völkerrechtlicher Vertrag“ einfachgesetzlich,
also mit einfacher Mehrheit ratifiziert werden kann, also
eine 2/3 Mehrheit nicht erforderlich ist. Damit wurde
auch deutlich, dass das Kalkül der Bundesregierung,
durch die Wahl des Abstimmungsverfahrens eine Unab-
änderlichkeit der Regelungen zur Schuldenbremse (Art.
109, 115 und 143d GG) zu konstruieren und damit den
Verfassungsgeber für die Zukunft zu binden. Bei einigen
Kolleginnen und Kollegen führt dieser unangemessene
Übergang zu einer „neuen Staatspraxis“ mit all seinen
verfassungsrechtlich nicht unbedenklichen Konsequen-
zen zur Ablehnung des Fiskalpakts.

Pikant ist, dass der Wissenschaftliche Beirat beim Bun-
desminister der Finanzen in seinem jüngsten Gutachten
Kritik am Fiskalpakt und am sogenannten EU-Sixpack übt,
weil praktisch kein Land in Europa den erforderlichen
Abbau der Staatsverschuldung schaffen kann. Darin sieht
der Beirat ein Glaubwürdigkeitsproblem mit Rückwir-
kungen auf den Finanzmarkt. Zur Erinnerung: Das Euro-
päische Parlament hat am 28. September 2011 das so-
genannte EU-Sixpack von EU Währungskommissar Olli
Rehn – Regeln zur Haushaltskontrolle und ein neues
Verfahren gegen wirtschaftliche Fehlentwicklungen – mit
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den Stimmen der Konservativen und der Liberalen be-
schlossen. Sozialdemokraten stimmten dagegen, weil
einseitiges Sparen ohne Wachstumskomponente schnell
zu sozialen Verwerfungen führen kann. Nun haben wir
also das Sixpack in Europa ohne Beteiligung der nationa-
len Parlamente. Der Fiskalpakt hat inhaltlich einen gro-
ßen Durchschnitt mit dem Sixpack. Den Fiskalpackt im
Deutschen Parlament abzulehnen wäre in dieser Hinsicht
ein Symbol, denn auch ohne Fiskalpakt gelten die meis-
ten seiner Regeln schon durch das Sixpack – allerdings
erhalte ich auch Post von Bürgerinnen und Bürgern, die
großen Wert darauf legen, dass dem Rettungsgedanken
– Geld geben – der Haushaltssanierungsgedanke gegen-
über steht. Insofern ist auch eine Zustimmung ein Sym-
bol im Spannungsfeld von Gestalten und Sparen in den
nationalen Haushalten der Mitgliedsländer.

Lange Zeit waren die innerstaatlichen Folgewirkungen
des Fiskalpakts auf die Länder und Kommunen unklar.
Nach den Zusagen der Bundesregierung, alle durch den
Fiskalpakt induzierten Kosten für Länder und Kommunen
zu übernehmen, haben die Länder keine fiskalischen
Einwände gegen den Fiskalpakt und werden m.W. mit
2/3 Mehrheit zustimmen.

Ein Wort zum ESM – dem Europäischen Stabilitätsme-
chanismus

In Folge ihrer reflexartigen Verweigerungshaltung ge-
genüber sozialpolitischen, qualitativ wachstums-
orientierten und finanzmarktregulatorischen Vorschlä-
gen, hatte die Kanzlerin stets nur eine Idee zur Lösung
der Krisen. Geld. Das liest sich dann als EFSF Garantien
über 780 Milliarden Euro, EZB Ankäufe in Höhe von 220
Milliarden Euro, IWF Garantien im Wert von 250 Milliar-
den Euro, Bilaterale Kredite über 110 Milliarden Euro,
ESF Garantien in einem Volumen von 700 Milliarden
Euro, davon 80 Milliarden Euro Barmittel.

Die soziale Situation – Sozialunion, Bekämpfung der
Armut, Überwindung der Arbeitslosigkeit, Wirtschafts-
förderung, Wirtschaftsunion und Konjunkturstimulation,
Aufbau von Infrastruktur und Verwaltung, speziell Steu-
erverwaltung in Ländern mit Vollzugsdefiziten – kein
Gedanke. Es wurden Geld und Bürgschaften an EU-
Mitgliedsländer gegeben, die den Ländern, also den
Menschen nicht helfen konnten, wurden sie doch benö-
tigt, um die Gläubiger – Spekulanten, Schattenbanken,
aber auch öffentliche und private Banken, Versicherun-
gen, etc. – der Mitgliedsländer zu befriedigen. Und wa-
rum? Weil der Eiertanz um die Beteiligung der Verursa-
cher der Krisen – Haircut – so lange andauerte, bis sich
viele private Institute von vielen Staatsanleihen, mit
denen zuvor spekuliert wurde, getrennt hatten. Erst sehr
spät, zu spät und in zu geringem Umfang wurden auch
Spekulanten, Investmentbanken etc. durch einen freiwil-
ligen Forderungsverzicht am Schuldenabbau von z.B.
Griechenland beteiligt. Inzwischen war aber schon die
EZB ohne jede demokratische Kontrolle oder Beschluss-
fassung zu einem riesigen Gläubiger geworden. Um zu
verhindern, dass der Markt, über den sich Länder Geld
besorgen, zusammenbricht, hat die EZB für 220 Milliar-
den Euro Staatsanleihen gekauft und für eine Billion
Liquidität zur Verfügung gestellt. Eine Notoperation als
Ersatz für Handlungsausfälle nationaler Regierungen mit

zweifelhafter Legalität – aber wenn es brennt, fragen wir
nicht aus welchem Eimer das Löschwasser stammt. Für
diese Ankäufe und Risiken der EZB haften natürlich die
Anteilseigner der EZB, den größten Anteil hat die Deut-
sche Bundesbank mit 21 %. Solche Verwerfungen sind
eine Konsequenz aus der Wankelmütigkeit einer Kanzle-
rin mit dem Image der „Eisernen Lady“. Und wir sollten
diesen deutschen Haftungsanteil an den Anleihekäufen
des Eurosystems auch im Hinterkopf behalten, wenn die
Bundeskanzlerin wieder einmal Eurobonds ablehnt.

Inzwischen ist die Kanzlerin umgefallen. In die richtige
Richtung, um von der SPD und den Grünen die Stimmer
für eine 2/3 Mehrheit zu erhalten. Eine Mehrheit, die sie
m.E. taktisch fordert, weil die Beteiligung der Opposition
verhindert, das die Regierungskoalition auseinander-
fliegt. Der ESM und der Fiskalpakt werden also allein –
nackt – nicht kommen. Mit Wachstumsprogrammen,
mit der Finanztransaktionssteuer und Programmen ge-
gen die Jugendarbeitslosigkeit – mehr ist auf der Websi-
te der SPD Fraktion zu finden – werden der Fiskalpakt
und der ESM in ein sozial und wirtschaftpolitisches Kon-
zept eingebettet, das die Hoffnung nährt, wir könnten
Europa so aus der Krise winden. Aber das geht nicht über
Nacht, und selbst mit den jetzigen Maßnahmen haben
wir keine Erfolgsgarantie, die Krisen zu überwinden.
Wichtige Instrumente – insbesondere solche, die den
Staaten unter größtem Druck mehr Zeit geben – fehlen
noch. Mir fehlt es allerdings auch noch an Verbindlich-
keit der Zusagen, dass die Vorschläge der SPD Fraktion
seitens der Regierung auch realisiert werden.

Und mich ärgert, dass viel zu früh der Eindruck entstan-
den ist, die SPD Fraktion werde sowieso zustimmen.
Dadurch konnte die Kanzlerin den Eindruck erwecken,
sie habe ja schon immer Wachstumsimpulse setzen wol-
len, schon immer Jugendarbeitslosigkeit im Blick gehabt,
schon immer die Finanztransaktionssteuer gewollt,
schon immer die Finanzmärkte und Finanzprodukte
regulieren wollen, und dann füge ich zum besseren
Verständnis dieser Kanzlerinnenlogik auch noch hinzu:
schon immer die Atomkraftwerke abschalten und die
Wehrpflicht abschaffen wollen. So gibt es fachliche,
taktische und politische Gründe, die es der Opposition
noch schwerer machen, dem ESM zuzustimmen.

Ich zitiere nochmal aus einem Bürgerbrief von Peer
Steinbrück: „Auch ich habe bei den Beschlüssen, die die
deutschen Steuerzahler in Mithaftung für die aktuelle
Krise nehmen, Bauchschmerzen. Sollte die eingeschlage-
ne Strategie, mit den Finanzhilfen eine Stabilisierung und
Konsolidierung der Staatshaushalte in den betroffenen
Ländern zu erreichen, scheitern, wird der deutsche Bun-
deshaushalt ohne Frage in erheblichem Maße belastet.

Im konkreten Fall des ESM habe ich diese Bauchschmer-
zen jedoch nicht. Denn: Im Vergleich zu den aktuellen
Rettungsmaßnahem stellt er eine deutliche Verbesse-
rung dar. Der ESM überführt die provisorischen Ret-
tungsschirme in eine dauerhafte Institution und bietet
damit auch einen sicheren Rahmen für die Konditionie-
rung weiterer finanzieller Hilfen. Aus dem hektisch ent-
worfenen provisorischen EFSF wird eine dauerhafte
Institution, die – ähnlich dem IWF – Staaten auf dem
Weg zu einer soliden Finanzpolitik langfristig begleitet.
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Der ESM kann harte Auflagen und Bedingungen für die
betroffenen Länder vereinbaren, aber auch Wachstum
befördern. Der ESM kann notleidenden Staaten Darlehen
gewähren oder deren Staatsanleihen aufkaufen“. Soweit
das Zitat.

Ärgerlich sind primitive Kampagnen, die auf einen ernst-
haften Abwägungsprozess in pro und contra verzichten
und mit halben oder falschen, weil aus dem Kontext
herausgelösten Textfragmenten aus Vertragsentwürfen
zitieren, um vielen Menschen Angst zu machen. Sie for-
mulieren dann nicht einmal einen eigenen Satz – obwohl
sie so sehr betroffen sind – und klicken sich via copy und
paste zu einer Massenmail an hunderte Abgeordnete,oft
ohne Absender, vielleicht sogar als Alias, also anonym,
und glauben ernsthaft, das würde Entscheidungsprozes-
se beeinflussen. Um Gelegenheit zu geben, sich in die
Empfängerseite einzufühlen: Solche Mails landen im
Spamfilter, werden bestenfalls in einem separaten Ord-
ner gesammelt und gezählt, im Regelfall aber einfach
verworfen.

So erhalten wir auch ein Youtube-Video, Lobbyarbeit von
„Abgeordnetencheck.de“ . Ich möchte nur auf einen
Aspekt eingehen, um Sie zu ermutigen, an dem Video zu
zweifeln. Wir bekommen dort den Eindruck vermittelt,
der Gouverneursrat könne bedingungslos und unwider-
ruflich Geld in beliebiger Höhe abrufen? Na ja: aber nur
insoweit zuvor genehmigt und insoweit die genehmigte
Summe noch nicht abgerufen. Abgesehen davon kann
überhaupt nur abgerufen werden, wenn der deutsche
Vertreter zustimmt. Er hat also eine Vetomöglichkeit...
im Video klingt das doch sehr verschieden... aber Abge-
ordnetencheck schickt seine User recht häufig auf den
Pfad der Massenpost, der gestohlenen Betroffenheit, der
halbseidenen Informationen... wenn ich dann die Leute
anrufe, sind sie oft recht peinlich berührt und können die
"Argumente" der Plattform nicht verteidigen, fühlen sich
hinters Licht geführt.

5

Tatsächlich gilt gemäß Artikel 9 Absatz 3 des ESM-
Vertrages, dass der geschäftsführende Direktor Kapital
von den Mitgliedsstaaten abrufen kann. Wie gesagt,
sofern bereits vom Deutschen Bundestag als zugesagt
beschlossen und noch nicht abgerufen.

6
Eine Auswei-

5
Folgende Gesetze werden im Zusammenhang mit der

Errichtung des ESM beschlossen: ESM Ratifizierungsge-
setz; Ratifizierungsgesetz für den Fiskalpakt; ESM Finan-
zierungsgesetz; Bundesschuldenwesen-Gesetz zur Einfüh-
rung der CAC’s (Collective Action Clauses), die einen
rechtlichen Rahmen für die Beteiligung von Gläubigern
an künftigen Umschuldungsmaßnahmen schaffen; Zu-
stimmungsgesetz zur Änderung der AEUV (Vertrag über
die Arbeitsweise der EU); Nachtragshaushaltsgesetz.
Dazu kommen noch umfangreiche ESM-
Durchführungsbestimmungen. Eine umfassende Bewer-
tung des ESM und seiner rechtlichen und finanziellen
Konsequenzen, sollte auf der Gesamtheit alles Dokumen-
te beruhen und sich nicht auf die Interpretation einiger
Bruchstücke zurückwerfen.
6

Der Kapitalstock des ESM besteht aus 80 Mrd. Euro, der
deutsche Anteil daran beträgt 21,7 Mrd. Euro und wird in
Form von Bareinlagen geleistet, die über einen Zeitraum

tung des Rettungsschirmes über die vereinbarte Summe
hinaus erfordert nach Art. 10 Abs. 1 des ESM-Vertrages
die erneute Entscheidung des Bundestages. Hinzu kom-
men die bisher festgelegten Volumina aus dem deut-
schen Anteil der EFSF und der Kredite aus dem Griechen-
land-Hilfspaket.

Der Gouverneursrat ist auch nicht ganz so frei, wie über
manche Onlineplattformen verbreitet. Der ESM, der
Notkredite und Bürgschaften zur Verfügung stellt, beruht
auf einem völkerrechtlichen Vertrag und braucht nach
GG Art 59/2 als Grundlage ein innerstaatliches Zustim-
mungsgesetz. In diesem Gesetz ist die Parlamentsbeteili-
gung dadurch gegeben, dass die Richtlinien, die der
Gouverneursrat erlässt vom Haushaltsausschuss des
Bundestages kontrolliert werden. Wenn wir bedenken,
dass es hier um Wirkungen und Rückwirkungen mit fast
30 Staaten geht, wird schnell deutlich, wie kompliziert
die Abstimmungsprozesse sein werden.

Oder nehmen Sie die Behauptung, der Gouverneursrat
sei ein übermächtiges, durch nicht zu bremsendes, fast
anonym besetztes Gremium. Starke Worte im Video.
Aber der Gouverneursrat sind einfach die Finanzminis-
ter; sie müssen alle wichtigen Entscheidungen zunächst
in ihren Heimatparlamenten behandeln oder verab-
schieden. Yasmin El-Sharif schreibt bei Spiegel Online:
„Ohne Bundestag gibt es auch keinen Rettungsmecha-
nismus“. Deshalb ist auch um die Souveränität der Mit-
gliedsländer auch mit ESM gut bestellt.

Auch die angeprangerte Immunität und Unantastbarkeit
verlieren ihren Schrecken, wenn wir bedenken, dass es
ohne unser Parlament, ohne nationales Recht, auch
keinen ESM geben könnte. Und auf dem gleichen Weg
könnten wir ihm seine Existenz wieder nehmen, wenn es
nicht mit rechten Dingen zugeht.

Der „ESM- Gouverneursrat“ klingt so europäisch. Der
Gouverneursrat besteht aus den Finanzministern der
Mitgliedsstaaten. Und die Finanzminister sind natürlich
gegenüber ihren nationalen Parlamenten und Regierun-
gen rechenschaftspflichtig. Außerdem gelten entweder
Einstimmigkeitsprinzip oder Mehrheitsanforderungen
von 85 %, sodass der deutsche Finanzminister stets ein
Vetorecht hat. (Artikel 5 ESM-Vertrag). Mich ärgert da-
bei, wie schon im Verhältnis zur Kommission und zum
Rat, dass wir bestimmte Kompetenzen abgeben – nicht
an das Europäische Parlament, sondern an Verwaltungs-
institutionen, an den Beamtenapparat. Hier sind Kompe-
tenzverschiebungen in Richtung Parlament, in Richtung
Demokratie sehr wichtig.

Heute erhalte ich eine Postkarte von attac: „Ermächti-
gungsgesetz 2.0“. Dort wird das Ermächtigungsgesetz
aus dem Jahr 1933 in Beziehung gesetzt mit der Ent-
scheidung über den ESM. Zur Postkarte gibt es ein Be-
gleitschreiben, das ähnlich fragmentarisch wie das oben

von 5 Jahren eingebracht werden sollen. Weil der Start
des ESM vorgezogen wurde, ist die erste Rate schon zum
vorgesehen Startpunkt im Juli 2012 fällig. Um diese di-
rekte Belastung des Bundeshaushalts abzubilden, brau-
chen wir einen Nachtragshaushalt für das laufende Jahr.
Neben dem einzuzahlenden Kapital stellt Deutschland
weitere rund 168 Mrd. Euro für abrufbares Kapital bereit.
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erwähnte Video, den ESM kritisiert. Und attac wird „das
Abstimmungs-Verhalten jedes einzelnen Abgeordneten
veröffentlichen…“. Ich bin viele Jahre Mitglied bei attac,
weil ich schon immer eine Finanztransaktionssteuer
befürwortet habe und es für richtig halte, die Mittel im
Wesentlichen für die Armutsbekämpfung in Welt einzu-
setzen. Mit der SPD hatte attac ja nun auch einen Erfolg
in dieser Hinsicht. Abgesehen davon, dass das Abstim-
mungsverhalten im Bundestag sowieso öffentlich ist und
es nicht attac bedarf, um hier Transparenz herzustellen,
ist bemerkenswert, dass bei attac selbst irgendwelche
Arbeitsgruppen, Angestellte oder wer auch immer, ohne
jegliche demokratische Rückbindung Kampagnen fahren,
von denen völlig unklar ist, in wessen Interesse, in wes-
sen Auftrag und wie finanziert? Als Mitglied frage ich
attac, wer diese Leute eigentlich ermächtigt hat, mir
solche Postkarten zu schicken? Besonders infam wird die
Kampagne auch deshalb, weil andere Länder den ESM
schon beschlossen bzw. ratifiziert haben.

Leider sind manche Menschen nicht bereit, eine abwei-
chende, wenn auch begründete Entscheidung anzuer-
kennen, und werfen mir in Mails der vergangenen Tage
sogar „Hochverrat“ vor oder drohen mir ihre „Verach-
tung“ an, für den Fall, dass ich ihre Ablehnung des ESM
nicht teile. Es wird zwar die Freiheit des Mandats be-
schworen, an die Idee des unabhängigen Volksvertreters
erinnert, die Verpflichtung auf das Grundgesetz oder
„nationale Interessen“ eingefordert… – aber wehe, der
Abgeordnete ist anderer Ansicht.

Und auch die ernsthafte Auseinandersetzung vieler Bür-
gerinnen und Bürger mit Fiskalpakt und ESM, die ihre
Bedenken über die Abgabe von Souveränitätsrechten,
ihre Sorgen um den Zusammenhalt in Europa, ihre Kritik
an der vermeintlichen Kritiklosigkeit „der“ Abgeordneten
zum Ausdruck bringen, werden dadurch entwertet, ge-
hen im Strom der Massenmails und Kampagnen fast
unter.

Wenn ich Ihnen einen längeren Brief schreibe, soll dies
auch auf eine Entwicklung hinweisen, die ich mit Sorge
betrachte. Wir – damit meine ich mich, Sie, „die“ Politik,
„die“ Medien, eigentlich uns alle – erziehen uns selbst
und andere zu kurzen, knappen, (zu) einfachen Botschaf-
ten nach dem Motto: „Ich stimme zu, weil…“; manchmal
müsste es aber richtigerweise heißen: „Ich stimme zu,
obwohl…“ – diese Abwägung kriege ich nicht in drei
Zeilen unter. Eine Meinung zu haben, ist meines Erach-
tens mehr als Ja oder Nein sagen zu können. Genauer
über Zusammenhänge, Hintergründe, Ziele nachzuden-
ken, kann nicht schaden, auch wenn ich am Ende viel-
leicht trotzdem „nur“ zu einem Ergebnis komme, das
nicht gut, aber besser als die Alternativen ist.

Nachdem die Verfassungsressorts von der Verfassungs-
festigkeit des ESM-Ratifizierungsgesetzes und der weite-
ren Begleitgesetze überzeugt sind, es aber gleichwohl
Klagen vor dem Bundesverfassungsgericht geben soll, ist
es gut, dass der Bundespräsident mit seiner Unterschrift
unter die Gesetze noch warten will. Verfassungswidrig-
keit oder Verfassungskonformität wird vom Verfas-
sungsgericht festgestellt und liegt nicht im Ermessen des
Parlaments, das nach bestem Wissen und Gewissen über
Gesetze entscheidet.

Leider reduzieren die Absender von Massenschreiben,
auch einige Bürger die individuell nachfragen, Europa auf
eine rein monetäre Angelegenheit. Das kommt ein wenig
geschichtsvergessen daher und verdrängt die enorme
Bedeutung Europas für 60 Jahre Frieden, die Überwin-
dung der Deutschen Teilung und die Entwicklung stabiler
Demokratien.

Mit Blick auf diese Bedeutung Europas und mit Blick auf
die Bedeutung Europas für Deutschland stimme ich dem
Fiskalpakt und dem ESM zu. Meine diesbezüglichen
Zweifel sind deutlich geringer als bei einer Ablehnung,
deren langfristigen Konsequenzen heute nicht abschätz-
bar sind.

Weitere Überlegungen und Informationen

Ich glaube, dass der Europäische Stabilitätsmechanismus
(ESM) ein wichtiger Baustein zur Lösung der Finanzkrisen
sein kann. Der ESM ist ein wichtiger Abschnitt der
„Brandschutzmauer“, die wir in Europa errichten, um
wichtige Bereiche unserer Volkswirtschaften, Banken
und Versicherungen, ganze Staaten, letztlich die Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler vor den Brandherden auf
den Finanzmärkten in Europa abschirmen zu können.

Die im Grundsatz richtige Bereitschaft, einem Staat in
Notlage solidarische Finanzhilfe zu leisten, erzeugt für
den deutschen Steuerzahler das Risiko, Geld zu verlieren
– ein Kredit wird vielleicht nicht zurückgezahlt, die Besi-
cherung eines Darlehens kann in Anspruch genommen
werden. Kreditrisiken lassen sich nur dann vollständig
vermeiden, wenn man keine Kredite vergibt – also kein
Euro für Griechenland, und am besten auch gleich ganz
`raus aus dem Euro…! So einfach scheinen diejenigen
Bürger, Populärwissenschaftler und Lobbyisten zu den-
ken, die uns auffordern, den ESM einfach, d.h. alternativ-
los abzulehnen. Aber was ist die Alternative? In keiner
einzigen Zuschrift gab es konkrete realistische, also reali-
sierbare andere Lösungsvorschläge, in keiner Zuschrift
wurden die Kosten bzw. der Preis der Ablehnung be-
schrieben. Alle mir bekannten Alternativen, Griechen-
land, Portugal, Irland, vielleicht Spanien und Italien…
nicht zu helfen bzw. die Einrichtung eines dauerhaften
Hilfsfonds abzulehnen, wären für Deutschland und Euro-
pa nicht nur finanziell mit unberechenbar hohen Kosten
verbunden; darüber hinaus wäre auch ein politisch un-
verantwortlich hoher Preis zu zahlen. Das Risiko einer
Zustimmung ist abschätzbar, eine Ablehnung ist hinge-
gen unkalkulierbar.

In den vergangenen Jahren musste ich im Verlauf der
Finanzkrisen lernen, dass es zu Situationen kommen
kann, in denen schnelle Entscheidungen erforderlich
sind, über das Wochenende Beschlüsse getroffen wer-
den müssen, bevor Börsen eröffnen und Volkswirtschaf-
ten kollabieren; dass sich krisenhafte Entwicklungen in
kürzester Frist zu akuten Notlagen verdichten können, in
denen wir „in den Abgrund blicken“, wie es Peer Stein-
brück mit Blick auf den Untergang der Investmentbank
LehmanBrothers einmal formuliert hat. Ich konnte mir
solche Entwicklungen vor einigen Jahren nicht vorstellen,
und unsere demokratischen Verfassungen auf nationaler
und internationaler Ebene waren darauf nicht angemes-
sen vorbereitet. Sie sind es wohl immer noch nicht, kön-
nen es vielleicht auch nicht in einem Umfang sein, der
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unseren demokratischen Standards und Gewohnheiten
in vollem Umfang entspricht.

Finanzmärkte handeln um ein Vielfaches schneller als
Parlamente beraten – ein Dilemma, das wir nicht auflö-
sen können; wir müssen daher auch über neue, schnelle-
re Verfahren der Entscheidungsfindung nachdenken –
und dabei vielleicht einen Verlust an demokratischer
Legitimation erdulden. Ich wünsche mir solche Notfall-
Situationen nicht, aber ich bin froh, wenn wir uns darauf
vorbereiten; und ich kann keine besseren Regeln als die
formellen ESM-Entscheidungsverfahren erkennen – wohl
gemerkt: besser, nicht unbedingt gut. Förmliche Be-
schlussverfahren für Stresszeiten innerhalb einer auf
Dauer gestellten Einrichtung wie dem ESM sind Teil der
übergeordneten politischen Strategie, verlässliche Not-
fall-Mechanismen und hohe Brandschutzmauern (Fire
Walls) für Notlagen zu schaffen.

Hier soll uns künftig der ESM dabei helfen, die wechsel-
seitigen Ansteckungskanäle zwischen Staaten und Ban-
ken, Staaten und Staaten, Banken und Banken zu ver-
stopfen: Staaten müssen ihre Banken retten und ver-
schulden sich dafür; Banken halten Staatsanleihen dieser
Länder und befürchten den Zahlungsausfall wegen Über-
schuldung – also leihen sie kein Geld mehr oder nur noch
gegen horrende Zinsen; Banken misstrauen anderen
Banken, von denen sie nicht wissen, ob und wie viele
Staatsanleihen ausfallgefährdeter Staaten diese im Port-
folio halten – also leihen sich auch Banken untereinan-
der kein Geld mehr oder nur noch gegen horrende Zin-
sen.

Der ESM kann hier auf unterschiedliche Arten eingreifen:
er kann Staaten Geld zur Rekapitalisierung angeschlage-
ner Banken zur Verfügung stellen; er kann die Ausgabe
von Staatsanleihen besichern, Verluste von Anleihegläu-
bigern übernehmen und damit deren Bereitschaft erhö-
hen, einem verschuldeten Staat Geld zu leihen; er kann
einem Staaten (am sog. Primärmarkt) oder seinen Kre-
ditgebern (am sog. Sekundärmarkt) Anleihen abkaufen
und damit die Störungen am Staatsanleihemarkt beruhi-
gen; er kann seine Unterstützung in deutlich stärkerem
Maß als die Europäische Zentralbank (EZB) an Bedingun-
gen knüpfen – es würde zu weit führen, die einzelnen
Instrumente und ihre Wirkungsweise hier zu erläutern,
auch wenn das eigentlich wichtig wäre, um zu verstehen,
warum der ESM helfen kann und wir – d.h. die SPD-
Fraktion im Bundestag – seine schnellere Einführung
schon früher unterstützt haben.

Der ESM soll die Schuldenrückzahlung an Gläubiger eines
Staates sichern und helfen, dass dieses Land für eine
gewisse Zeit mit internationaler Unterstützung auch
weiterhin seine Aufgaben erfüllen kann, ohne von seiner
Zinsbelastung erdrückt zu werden. Ein unterstützter
Staat wird also vorübergehend vor dem Kapitalmarkt
abgeschirmt, er gewinnt Zeit; auch die europäischen
Staaten verschaffen sich etwas Spielraum – aber Zeit, um
was zu tun? Die Antwort der Bundesregierung hieß viel
zu lange: Sparen. Die Antwort der SPD-Fraktion heißt
schon von Anfang an: Sparen und Investieren.

Die Abschirmung durch eine Brandschutzmauer in Form
des ESM muss durch viele Regelungen begleitet werden,
die auf eine bessere Überwachung der Verschuldungsla-

ge, einen Abbau hoher Defizite, eine bessere Abstim-
mung zwischen Wirtschafts- und Finanzpolitiken einzel-
ner Mitgliedstaaten der Europäischen Union bzw. der
Eurozone, eine strengere Regulierung der Finanzmärkte.

Es gibt jenseits der grundsätzlichen Zustimmung für den
ESM viele Aspekte des ESM-Vertrags, die ich kritisch
sehe: ich denke dabei an insbesondere an die Haftungs-
risiken für Deutschland und die Art und Zielrichtung der
Vertragsverhandlungen der Bundesregierung ohne Be-
teiligung des Parlaments. Wie vertragen sich Haftungs-
risiken, die einem Mehrfachen unseres jährlichen Bun-
deshaushalts zustreben, und Mitent-
scheidungsbefugnisse, die immer weiter zusammen-
schmelzen, mit unseren Vorstellungen von Haftung und
Verantwortung? Was ist das Budgetrecht des Parlamen-
tes noch wert, wenn wir einen großen Teil unserer finan-
ziellen Eigenständigkeit – und damit unserer Fähigkeit,
eigenverantwortlich über die Verwendung von Steuer-
einnahmen zu entscheiden – abgeben? Stehen wir ange-
sichts der Entscheidungen über ESM und Fiskalpakt viel-
leicht an der Schwelle zu einem neuen Integrationsschub
der Europäischen Union? Wie stark wollen wir ein Kern-
stück parlamentarischer Souveränität beugen, um den
Erhalt der gesamten Europäischen Union zu gewähr-
leisten?

In den Beratungen des Umsetzungsgesetzes für den ESM
haben wir versucht, Antworten auf diese Fragen zu ent-
wicklen und diese Brüche zu heilen – zumindest in der
Arbeitsrichtung. Wir wollen „Schutzmechanismen“
schaffen, um die Haftungsrisiken für die deutschen Steu-
erzahler möglichst gering zu halten, ohne die Arbeitsfä-
higkeit des ESM zu gefährden.

7
Es ist bei der Umsetzung

des ESM-Vertrags in nationales Recht in Deutschland
vorgesehen, dass der Bundestag einen sog. Vorrats-
beschluss trifft. Das bedeutet, dass die Mehrheit der
Abgeordneten dem ESM-Vertrag zustimmt und gleichzei-
tig dem deutschen Vertreter im Verwaltungsrat binden-
de Vorgaben für sein Abstimmungsverhalten macht. Er
darf der Bewilligung von Finanzhilfen oder dem Einsatz
der unterschiedlichen ESM-Instrumente nur zustimmen,
wenn der Empfängerstaat bestimmte Gegenleistungen
erfüllt. Damit soll sichergestellt werden, dass der Staat in
einigen Jahren finanziell wieder auf eigenen Beinen ste-
hen und seine Schulden zurückzahlen kann. Dieser sinn-
volle Gedanke der Gegenleistung für ESM-Hilfen – für
EFSF-Hilfen gilt diese sog. Konditionalität ebenso –
macht es mir einfacher, der Besicherung dieser Finanzhil-
fen durch deutsches Steuergeld zuzustimmen. Allerdings
kritisiere ich die Bundesregierung, aber auch den IWF
und die Europäische Kommission für die einseitige, inef-
fiziente, sogar schädliche Ausgestaltung dieser Bedin-
gungen.

In die Richtung einer Reduzierung unserer Risiken wirkt
auch der sog. bevorrechtigte Gläubigerstatus (preferred
creditor) des ESM: Wie auch die Europäische Zentral-
bank (EZB) und der Internationale Währungsfonds (IWF)

7
Ein mehrstufiges Beschlussverfahren (Plenum, Haus-

haltsausschuss, Sondergremium) soll sicherstellen, dass
die Beteiligungs- und Kontrollrechte des Bundestags
gewahrt werden.
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verfügt der ESM über eine vorrangige Position in der
Hierarchie der Gläubiger, wenn sie Darlehen vergeben,
Anleihen kaufen oder Sicherheiten bereitstellen. Das
bedeutet, dass ihre Rückzahlungsansprüche vor allen
anderen Gläubigern – Banken ebenso wie Einzelperso-
nen – bedient werden. Wenn also etwa ein Kredit nicht
oder nicht vollständig zurückgezahlt wird, decken die
Tilgungszahlungen und Kreditsicherheiten zunächst die
Forderungen von EZB, IWF und ESM ab. Anders formu-
liert: Verluste treffen zunächst die privaten Gläubiger
wie Banken und Fonds; EZB, IWF und ESM und die sie
tragenden Steuerzahler werden durch ihren Rang an der
Spitze der Gläubigerhierarchie hingegen – zumindest
teilweise – geschützt. An dieser Konstruktion wollen wir,
die SPD-Fraktion im Bundestag, festhalten. Mir wäre es
allerdings lieber, wenn wir diese Absicherung nicht in
Anspruch nehmen müssten, weil die Kreditnehmer des
IWF und des EFSF/ESM bzw. die Anleiheschuldner der
EZB in der Lage sind, ihre Verbindlichkeiten zu begleich-
en.

Die Haushaltsrisiken für Deutschland haben auch mit
den Entscheidungsverfahren im Verwaltungsrat zu tun,
dem Entscheidungsgremium des ESM. Generell gilt hier
die Einstimmigkeitsregel – es gibt allerdings zwei Aus-
nahmen von dieser Regel, in denen eine einfache Mehr-
heit ausreicht. Zu einer solchen Konstellationen kann es
bei Beschlüssen über den Abruf zusätzlichen Kapitals von
den Gesellschaftern kommen, wenn ein Staat, der vom
ESM unterstützt wird, mit seinen Rückzahlungen an
seine Gläubiger in Rückstand gerät oder diese sogar ganz
ausfallen. An dieser Stelle springt der ESM ein und ga-
rantiert den Gläubigern, dass sie ihr Geld zurückerhalten.
Wenn das vorhandene Bar-Kapital des ESM nicht aus-
reicht, um Gläubigerforderungen zu bedienen, wird
automatisch Geld von den Mitgliedstaaten innerhalb
eines bestimmten Frist abgerufen. Der Verwaltungsrat
kann danach mit einfacher Mehrheit eine Wiederauffül-
lung des Bar-Kapitalstocks in Höhe von 80 Mrd. Euro
beschließen.

Auch in der Phase des Kapitalaufbaus kann es zu höhe-
ren Zahlungsverpflichtungen kommen, da der Bar-
Kapitalstock jederzeit mindestens 15 % der ausstehen-
den Darlehen des ESM an unterstützte Staaten betragen
soll. Je mehr Länder also Unterstützung erhalten und je
höher die eingesetzten Mittel des ESM sind, desto mehr
Geld müssen die restlichen Staaten in den ESM-
Kapitalstock einstellen und desto stärker werden damit
die Belastungen für die verbleibenden ESM-
Gesellschafter – ein Ungleichgewicht zwischen „Gebern“
und „Nehmern“, das sich über einen längeren Zeitraum
und ohne Gegenmaßnahmen nicht aufrecht erhalten
lassen wird.

Mit dem Beschluss der Staats- und Regierungschefs vom
8. und 9. Dezember 2011 wurde ein Dringlichkeits-
verfahren eingeführt, das an Stelle des gegenseitigen
Einvernehmens eine qualifizierte Mehrheit von 85 %
setzt; Voraussetzung ist, dass KOM und EZB die besonde-
re Eilbedürftigkeit einer Entscheidung über eine Finanz-
hilfe feststellen, „wenn die finanzielle und wirtschaftli-
che Tragfähigkeit des Euro-Währungsgebiets gefährdet
ist.“ Mit dieser hohen Abstimmungsschwelle verfügt

Deutschland weiter über ein Veto. Es besteht also schon
theoretisch keine Möglichkeit, dass Deutschland über-
stimmt wird. Ich kann mir in der Realität auch nur
schwer eine Situation vorstellen, in der die ESM-Gesell-
schafter Entscheidungen treffen, die einseitig und gezielt
gegen die stärkste Volkswirtschaft in Europa gerichtet
sind. Und ich kann mir auch – bei aller Kritik an der eu-
ropapolitischen Strategie der Bundeskanzlerin (Wo ist
eigentlich unser Außenminister, und was macht unser
Wirtschaftsminister?) – keine Konstellation vorstellen, in
der es eine Bundesregierung zulässt, auf diese Weise
politisch isoliert zu werden und den Gedanken der ge-
meinsamen europäischen Verantwortung aus den Augen
zu verlieren.

Das Bundesfinanzministerium (BMF) und der Bundes-
rechnungshof (BRH) haben das maximale Risiko für den
Bundeshaushalt aus dem Parallelbetrieb von EFSF und
ESM, die vorübergehend über eine gemeinsame Kredit-
vergabekapazität von 700 Mrd. Euro verfügen, sowie die
derzeit tatsächlich wirksamen Belastungen aus laufen-
den Hilfen für Griechenland, Irland und Portugal ermit-
telt. Der deutsche Anteil am gemeinsamen Volumen von
EFSF und ESM beträgt 285,3 Mrd. Euro (EFSF: 95,3 Mrd.,
ESM: 190 Mrd. Euro). Dabei ist zu berücksichtigen, dass
für den EFSF eine Erhöhung der Gläubigerhaftung für
Anleihen, die die EFSF zur Finanzierung ihrer Hilfsmaß-
nahmen ausgibt, von 120 % auf 165 % angehoben wur-
de, um das Top-Rating der EFSF zu sichern und ihre Refi-
nanzierungskosten niedrig zu halten. Damit stieg auch
der deutsche Haftungsanteil, gemessen am EZB-Kapital-
schlüssel, um 65 %. Insgesamt bleibt es beim Höchstbe-
trag von 211 Mrd. Euro, den wir im Gesetz zur Über-
nahme von Gewährleistungen im Rahmen eines europäi-
schen Stabilisierungsmechanismus (StabMechG) be-
schlossen haben. Falls keine weiteren EFSF-
Unterstützungsprogramme beschlossen werden, bleibt
die Obergrenze für das deutsche Risiko bei rund 95 Mrd.
Euro

Für das erste griechische Hilfspaket haben wir bislang
Kapital in Höhe von etwa 15 Mrd. Euro ausgezahlt, unser
Anteil an Hilfsmaßnahmen an Portugal und Irland im
Rahmen des Europäischen Finanzstabilisierungsmecha-
nismus (EFSM) beläuft sich auf knapp 10 Mrd. Euro.

Ich zitiere abschließend aus dem Bericht von BMF und
BRH: „Das Bundesministerium der Finanzen weist darauf
hin, dass der möglichen Belastung des Bundeshaushaltes
durch Finanzhilfen aus der EFSF und dem ESM das Risiko
eines Auseinanderbrechens der Eurozone gegenüberzu-
stellen sei. Finanzhilfen aus der EFSF und dem ESM wer-
den gemäß dem ultima ratio-Prinzip nur dann zugesagt,
wenn diese zur Sicherung der Stabilität der Eurozone
insgesamt für unerlässlich gehalten werden. Jedglicher
Gewährung von Finanzhilfen steht also das nach Ein-
schätzung des Bundesministeriums der finanzen wesent-
lich größere Risiko einer schweren Störung des
Finanzsytems der Wirtschafts- und Währungsunion oder
sogar eines Auseinanderbrechen der Eurozone gegen-
über.“

→ Nächste Seite:

Tabelle zu den Haftungsrisiken Deutschlands
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Tabelle zu den Haftungsrisiken Deutschlands (Angaben: BMF/BRH)

„Fraktion vor Ort“ der Kölner SPD-Bundestagsabgeordneten

Europa stärken – Zukunft sichern
Nachhaltige Politik für Wachstum,

Stabilität und Beschäftigung

Vortrag und Diskussion mit:

Martin Schulz, MdEP
Präsident des Europäischen Parlaments

Freitag, 7. September 2012, 15 bis 17 Uhr
Gürzenich Köln, Kleiner Saal (EG)

Martinstraße 29-37, 50667 Köln (Innenstadt)

Forum Bundespolitik und Europaforum der KölnSPD

Die Zukunft des Euro
Die europäische Staatsschuldenkrise

und ihre Überwindung

Vortrag und Diskussion mit:

Prof. Paul Welfens
Präsident des Europäischen Instituts

für Internationale Wirtschaftsbeziehungen

Mittwoch, 19. September 2012, 19 bis 21 Uhr
Kammeroper Köln

Friedrich-Ebert-Strasse 4, 50996 Köln (Rodenkirchen)

Hinweise:

- Der Veranstaltungsort kann sich noch ändern, bitte vorsorglich auf der Homepage www.martin-doermann.de überprüfen.

- Von Prof. Paul Welfens ist unter dem o.g. Titel ein aktuelles Buch im Handel erhältlich.
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